
Jugendorganisationen stehen an der Seite der Ukraine! 
Das russische Regime muss den Angriffskrieg sofort stoppen!
Gemeinsame Positionierung von: Deutscher Bundesjugendring, Deutsche Sportjugend, Grüne Jugend, 
Junge Europäische Föderalisten, Junge Liberale, Junge Union und Jusos in der SPD.

Am 24. Februar 2022 haben russische Truppen einen großflächigen Angriff auf die Ukraine begonnen. Wir 
sind fassungslos über diesen Akt der Aggression und die Auswirkungen, die er auf die ukrainische Jugend 
und die Bevölkerung hat – auf ihre Sicherheit, ihre Hoffnungen, ihr Leben.
Die russische Regierung hat mit dem Angriffskrieg in eklatanter Weise das Völkerrecht gebrochen. 
Russland hat zudem alle – von ihm selbst unterzeichneten – bi- und multilateralen Verträge verletzt, die 
die territoriale Integrität der Ukraine garantierten. Wir verurteilen die zynischen Gründe, die Präsident 
Putin für den Angriff auf das Land anführt, um diesen damit zu legitimieren.
Gemeinsam fordern wir die russische Regierung auf, sofort alle Angriffe einzustellen, sich aus der Ukraine 
zurückzuziehen und deren territoriale Integrität zu achten. Russland muss jegliche Aggressionen einstellen 
und an den Verhandlungstisch zurückkehren.
Der Angriff auf die Ukraine ist nicht nur ein kriegerischer Akt. Er ist auch ein Angriff auf demokratische, 
freiheitliche und offene Gesellschaften. Er ist ein Angriff auf die Grundwerte Europas. Er ist ein Angriff auf 
die Arbeit internationaler Institutionen und selbstbestimmter Organisationen.
Seit Jahren setzen wir Jugendorganisationen uns gegen die Beschränkung von zivilgesellschaftlichen 
Räumen und gegen die Aushöhlung der Demokratie in Europa ein. Gemeinsam mit unseren internationalen 
Partnern setzen wir uns für Frieden, für den Gedanken der Aussöhnung, für den respektvollen Umgang 
miteinander und für die friedliche Lösung von Konflikten ein. All diese Ideale werden durch die russische 
Aggression gegenüber der Ukraine mit Füßen getreten.
Zwischen den Jugendstrukturen in Deutschland und der Ukraine bestehen vielfältige, europäisch 
eingebundene, nationale, regionale, lokale und persönliche Bindungen. Gemeinsam sind wir im 
Europäischen Jugendforum aktiv und suchen nach Lösungen zur Bekämpfung der globalen 
Herausforderungen wie Klimawandel, Armut, Gesundheit und sozialer Ungleichheit.
In der aktuellen Situation übernehmen wir partei- und verbandsübergreifend Verantwortung, um unsere 
Kooperation mit unseren Partnern in der Ukraine gerade jetzt fortzusetzen und zu intensivieren. Wir zeigen 
aktive Solidarität. Wir setzen uns mit voller Kraft dafür ein, dass die Menschen in der Ukraine nicht sich 
selbst überlassen werden.
Das Gleiche gilt für unser Engagement in anderen Ländern der Region. Auch in Belarus und Russland 
kämpfen junge Menschen trotz staatlicher Repressionen für Meinungsfreiheit und Demokratie. Wir 
verurteilen das repressive Vorgehen des Kremls gegen die vor allem jungen Protestierenden in Russland, 
die sich gegen das kriegerische Vorgehen Putins richten.
In den letzten Jahren haben hunderttausende junge Menschen aus diesen Ländern ihre Heimat verlassen, 
weil sie keine Perspektive mehr sahen oder zur Flucht gezwungen wurden. Viele davon sind in unseren 
Jugendstrukturen aktiv. Ihnen und ihren Familien gilt unsere Solidarität. 
Gemeinsam rufen wir die Bundesregierung und die Mitgliedstaaten der Europäischen Union auf, sich mit 
ihren Verbündeten weiterhin für den Stopp des russischen Angriffskriegs und den Respekt Russlands 
gegenüber der Integrität der europäischen Grenzen einzusetzen und umgehend wirksame Sanktionen für 
Russland zu beschließen. Zusätzlich muss die unbürokratische und schnelle Aufnahme von Geflüchteten 
aus der Ukraine gewährleistet werden.



Außerdem fordern wir, 
• humanitäre Initiativen der ukrainischen Zivilgesellschaft zu unterstützen und finanziell zu fördern,
• unsere partnerschaftliche Arbeit mit Jugendorganisationen in der Ukraine zu unterstützen und die 

notwendigen Rahmenbedingungen dafür zu schaffen,
• zusammen mit der Zivilgesellschaft Unterstützungsangebote für junge Menschen, die aus der 

Ukraine flüchten müssen, zu entwickeln und
• kurzfristig mindestens 1 Millionen Euro  für das Europäische Jugendwerk des Europarats durch die 

deutsche Bundesregierung für die Arbeit und zur Unterstützung von ukrainischen 
Jugendorganisationen zur Verfügung zu stellen, um die fehlenden Beiträge Russlands durch 
dessen Ausschluss aus dem Europarat zu kompensieren.
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